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Kurzfassung

Die Berücksichtigung der Multifunktionalität der Landschaft für verschiedene Ökosys-
temleistungen im Zuge einer integrierten Maßnahmenplanung ermöglicht es, die Flä-
chen- oder Kosteneffizienz von Umweltmaßnahmen zu optimieren. Die Anwendung in 
einem Fallbeispiel zeigte, dass durch koordinierte, integrierte Maßnahmenkonzepte ein 
Mehrwert für unterschiedliche Umweltziele erreicht werden kann, da die Wahl geeigne-
ter Typen von Umweltmaßnahmen sowie ihre räumliche Lage gezielt auf den (multifunk-
tionalen) Handlungsbedarf ausgerichtet werden kann. Dadurch können begrenzte finan-
zielle Ressourcen oder nur begrenzt zur Verfügung stehende Flächen besonders effizient 
genutzt und die Gesamt-Umweltwirkungen gegenüber unkoordinierten, sektoralen Kon-
zepten optimiert werden. Eine solche integrierte Planung ist weitgehend auf der Grund-
lage von Umweltinformationen möglich, die in verschiedenen Umweltfachverwaltungen 
vorgehaltenen werden, aber bisher nur wenig vernetzt sind. Diese Ergebnisse untermau-
ern den Bedarf nach einer Koordinierung der relevanten Umweltpolitiken (Naturschutz, 
Wasserwirtschaft, Landwirtschaft), um Synergien in den Ziel- und Maßnahmenkonzepten 
der Umwelt(fach)planungen (z. B. Agrarumweltprogramme, Maßnahmenprogramme nach 
§ 82 WHG, Fachkonzepte des Naturschutzes) konsequent zu nutzen. Neben einem sektor-
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übergreifenden Informationsmanagement und der inhaltlich-räumlichen Koordination 
der Ziele und Maßnahmen in den Fachplänen würde vor allem ein koordinierter Einsatz 
sektoraler Umsetzungsinstrumente die Effizienz des Einsatzes öffentlicher Mittel fördern. 
Bestehende Koordinationsmechanismen greifen in der Praxis nur teilweise. Am Beispiel 
des Handlungsfeldes der Reduktion von Stoffeinträgen in Grund- und Oberflächengewäs-
ser werden Ansätze gelungener Integration und Koordination aufgegriffen und (Koordina-
tions-)Anforderungen für eine Umsetzung effektiver und effizienter Umweltmaßnahmen 
aufgezeigt. Die Landschaftsplanung kann wesentlich dazu beitragen, Umwelt- und Natur-
schutzziele zusammenzuführen, integrierte, multifunktionale Maßnahmen zu entwickeln 
und geeignete Umsetzungswege aufzuzeigen. Sie kann in diesem Sinne die Aufgabe einer 
„Vorkoordination“ der Umweltbelange übernehmen, um die Abwägung der Belange im 
Rahmen der Raumplanung zu erleichtern.

Schlüsselwörter

Multifunktionalität – Landschaftsplanung – Umweltplanung – Agrarumweltmaßnahmen – 
Landschaftsfunktionen

Coordination as a precondition for generating synergies in environmental 	
management

Abstract

Considering landscape multifunctionality with respect to the provision of multiple ecosys-
tem services enables an optimization of the spatial and cost efficiency of environmental 
measures as part of integrative management. A case study application in the County of Ver-
den shows that integrative management strategies can generate added value for multiple 
environmental objectives compared to uncoordinated sectoral management approaches. 
A spatially targeted allocation of environmental measures can enhance either spatial or 
cost efficiency and contribute to an economical use of resources (area or money). Such 
integrative planning could be implemented on the basis of currently existing environ-
mental information, when these sectoral sources of information are brought together. 
The case study results emphasize the demand for coordinating environmental policy and 
administration across the fields of nature conservation, water resource management and 
agriculture. Efficiency in public spending can be improved by cross-sectoral information 
management, coordination of environmental objectives and measures and, most notably, 
coordination of implementation instruments (e. g. agri-environmental programs and man-
agement programs after the European Water Framework Directive). Existing mechanisms 
for coordination are only partially effective in practice. Using nutrient input in ground and 
surface waters as an example, approaches for integrative management as well as require-
ments for effective and efficient implementation of environmental objectives are identi-
fied and discussed. Landscape planning can contribute to an integrative environmental 
management by providing a comprehensive environmental information base, by deduct-
ing area-specific environmental objectives in an integrative way, and by pointing out alter-
native implementation strategies. In this way, landscape planning can take on the task of 
pre-coordinating environmental objectives in order to facilitate the weighting-of-interests 
within spatial and regional planning.

Keywords

Multifunctionality – environmental planning – landscape planning – agri-environmental 
measures – landscape functions
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1	 Einleitung
1.1	 Synergien und Konflikte zwischen Umweltzielen und -maßnahmen

Neben den angestrebten Zielen (den beabsichtigten Wirkungen auf bestimmte Land-
schaftsfunktionen) haben Maßnahmen des Umwelt- und Naturschutzes immer auch Wir-
kungen auf andere Umweltziele bzw. Landschaftsfunktionen – sei es, weil in den einzel-
nen Umweltplanungen konkurrierende Maßnahmen für denselben Raum oder dieselbe 
Fläche festgelegt werden, die sich gegenseitig ausschließen, oder sei es, weil die Förde-
rung einer Landschaftsfunktion negative Effekte für eine andere Landschaftsfunktion hat, 
z.  B. eine Artenschutzmaßnahme negativ auf die Klimaschutzfunktion des Ökosystems 
wirkt (von Haaren/Saathoff/Galler 2012). Die Förderung des Biomasseanbaus im Zuge 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) zur Substitution fossiler Energieträger schlägt 
mit deutlichen Folgen für die Wasserqualität und einer Erhöhung der landnutzungs- und 
landnutzungswandelbedingten Treibhausgasemissionen zu Buche (Greiff/Weber-Blasch-
ke/Faulstich et al. 2010), was sogar die angestrebte Klimaschutzwirkung aufhebt oder gar 
konterkariert. Diese Trade-off-Effekte haben in der Folge Konsequenzen für die Bereit-
stellung von Ökosystemleistungen und daraus generierte Werte, was einen integrierten, 
alle Ökosystemleistungen einbeziehenden Planungsansatz erforderlich macht (Bateman/
Harwood/Mace et al. 2013). Konflikte bei der Umsetzung der Umweltziele entstehen 
aber auch, weil öffentliche Mittel begrenzt sind und eine Konzentration von Mitteln für 
einzelne Umweltziele mit einer mangelnden Umsetzung anderer Sektorziele einhergeht. 
Andererseits können Maßnahmen positive Nebenwirkungen für andere Umweltbereiche 
haben. Synergien ergeben sich z.  B. zwischen Retentionsfunktion und Biotopverbund-
funktion (Rüter 2008) oder zwischen Artenschutz und Klimaschutz (von Haaren/Saathoff/
Galler 2012). Es ist daher geboten, mögliche Synergien und Konflikte mit anderen Umwelt-
zielen bzw. Landschaftsfunktionen zu berücksichtigen, um einerseits Trade-off-Effekte zu 
vermeiden, andererseits aber auch um multifunktionale Effekte zu nutzen und damit den 
ökologischen Nutzen zu erhöhen. Dazu muss neben der sektoralen Maßnahmeneffektivi-
tät auch die Maßnahmeneffektivität aus übergreifender Sicht in der Planung berücksichtigt 
werden und insbesondere auch in die Kosten-Nutzen-Betrachtungen eingehen (Vejre/
Abildtrup/Andersen et al. 2007: 102).

Synergieeffekte von Umweltmaßnahmen können optimiert werden, a) durch die Art der 
Maßnahmen (Wahl multifunktionaler Maßnahmentypen) und b) durch die räumliche Al-
lokation der Maßnahmen (Lenkung in Teilräume mit Handlungsbedarf für mehrere Land-
schaftsfunktionen) (Galler/von Haaren/Albert 2013; Galler/von Haaren/Albert 2015).

1.2	 Umweltplanung in Deutschland – Zuständigkeiten und Kompetenzen

Die Umweltplanung in Deutschland ist sektoral organisiert. Sie gliedert sich in die beiden 
Umweltfachplanungen Naturschutz und Wasserwirtschaft. Ihre Aufgabenbereiche um-
fassen die raumbezogenen Planungen der Landschaftsplanung (Naturschutz) sowie der 
Gewässerbewirtschaftung und des Hochwasserschutzes (Wasserwirtschaft). Die sektora-
len Umweltfachplanungen verfolgen eigene, im jeweiligen Fachrecht (Naturschutzrecht, 
Wasserrecht) verankerte Ziele, die sich teilweise überschneiden. Dabei verfolgt der Na-
turschutz die Sicherung der Biodiversität, der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts sowie landschaftsästhetischer Qualitäten und der Erholungseignung. Er ist 
daher schutzgut-/naturgutübergreifend ausgerichtet und integriert eine breite Palette von 
Landschaftsfunktionen und die mit diesen verknüpften Ökosystemleistungen (von Haa-
ren/Galler 2012). Die Landschaftsplanung als Fachplanung des Naturschutzes hat daher 
die Aufgabe, im Zuge der Konkretisierung der Naturschutzziele unterschiedliche Natur-
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schutzbelange zu koordinieren und untereinander abzuwägen. Die Wasserwirtschaft ist 
auf das Umweltmedium Wasser ausgerichtet, wobei sich insbesondere zur Erreichung des 
guten ökologischen Zustands von Gewässern und durch die explizite Integration der FFH-
Richtlinie (Art. 4 Abs. 1 lit. c Wasserrahmenrichtlinie, WRRL) Überscheidungen mit dem 
Arten- und Biotopschutz ergeben (zur Flussgebietsbewirtschaftung vgl. Beitrag Köck/Bo-
vet in diesem Band).

Neben diesen Umweltfachplanungen übernehmen die Fachplanungen der raumre-
levanten Flächennutzungen (insbesondere der Land- und Forstwirtschaft) Aufgaben im 
Bereich des nutzungsintegrierten Umwelt- und Naturschutzes. Sie verfügen über eigene 
Planungs- sowie auch über Umsetzungsinstrumente. Dazu zählen insbesondere umwelt-
bezogene Förderinstrumente der Landwirtschaft wie Agrarumweltprogramme im Rah-
men der 2. Säule der GAP/ELER (vgl. Beitrag Weingarten/Fährmann/Grajewski in diesem 
Band), die Kopplung von Förderungen an Umweltauflagen („Cross Compliance“, CC) 
sowie auf dem Fachrecht basierende Verbots- und Genehmigungstatbestände (insbes. 
zur Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln). Sie sind gleichzeitig wichtige 
Umsetzungswege für die Umweltfachplanungen von Naturschutz und Wasserwirtschaft, 
die selbst nicht umfassend mit den notwendigen Umsetzungsinstrumenten ausgestattet 
sind (vgl. Hurck/Raasch/Kaiser 2005; Helmer 2007; Moss 2004: 89). So verweisen bei-
spielsweise die Maßnahmenprogramme nach § 82 WHG (MaßnPro) auf Agrarumwelt-
maßnahmen.

Überschneidungsbereiche zwischen Naturschutz, Wasserwirtschaft und flächennut-
zungsbezogenen Fachplanungen ergeben sich zudem bei Umweltprüfungen im Zuge 
der Genehmigung von Einzelvorhaben (Umweltverträglichkeitsprüfung [UVP], Eingriffsre-
gelung, FFH-Verträglichkeitsprüfung, wasserrechtliche Genehmigungen). Durch die UVP 
und die Eingriffsregelung erfolgt eine integrierte Betrachtung der Umweltwirkungen. Im 
Rahmen dieser Umweltprüfungen sollen die Auswirkungen auf die Umwelt umfassend, 
differenziert nach Schutzgütern bzw. Landschaftsfunktionen, ermittelt und bewertet wer-
den (§ 1f UVPG, § 15 BNatSchG). Für den Anwendungsbereich der Eingriffsregelung ist die 
angestrebte Multifunktionalität von Kompensationsmaßnahmen (und damit ein Auftrag 
zur Koordination) sogar rechtlich verankert (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). Die Forderung einer 
flächeneffizienten Kompensation zwingt hier zur multifunktionalen Ausrichtung der Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen.1

Auf Ebene der Pläne und Programme ist eine übergreifende Betrachtung der Umwelt-
wirkungen mit dem Instrument der Strategischen Umweltprüfung (SUP) angelegt. Tatsäch-
lich erfolgt im Rahmen der SUP von Umweltplanungen aber nur eine grobe Abschätzung 
der schutzgutbezogenen Wirkungen und es wird vor allem auf die negativen Wirkungen 
abgestellt (Konfliktminimierung). Multifunktionale Wirkungen in Plänen und Programmen 
werden trotz SUP kaum berücksichtigt.

In allen Zusammenhängen wird letztlich über Umweltmaßnahmen entschieden – ent-
weder strategisch im Rahmen der Umweltfachplanungen und Förderprogramme (Konzi-
pierung von Maßnahmen-/Förderkonzepten) oder auf der Umsetzungsebene im Rahmen 
der Anwendung dieser Pläne und Programme oder zur vorhabenbezogenen Kompensa-
tion (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Rahmen der Eingriffsregelung, CEF-Maßnah-
men im Rahmen der FFH-Verträglichkeitsprüfung). Dabei sind die Zuständigkeiten und 
Kompetenzen für die Planung und Umsetzung der Maßnahmen auf unterschiedliche 
Fachbehörden verteilt und nicht immer optimal entlang von Aufgaben strukturiert (vgl. 

1 Vgl. Begründung zum Entwurf einer Bundeskompensationsverordnung, Teil B, zu § 2 Abs. 4.
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Moss 2003). Daher werden Maßnahmen i. d. R. im Hinblick auf die sektorale Zieloptimie-
rung unter Effizienzgesichtspunkten ausgewählt. Vor allem die Maßnahmenausführung 
läuft in der Regel unkoordiniert ab (Greiving 2011: 186; für wasserbezogene Planungen vgl. 
Grett 2011: 256).

1.3	 Zielsetzung des Beitrags

Der Beitrag behandelt den Koordinationsbedarf innerhalb der Umweltplanung auf der 
Ebene raumkonkreter Umsetzungsmaßnahmen. Deren multifunktionale Effekte, z. B. Wir-
kungen auf die Biodiversität, die natürliche Bodenfruchtbarkeit, das Wasserdargebot, den 
Klimaschutz, auf das Erleben und Wahrnehmen von Natur und Landschaft oder auf die 
Erholungsfunktion, können im Zuge integrierter Planungen optimiert werden. Dadurch 
kann die Wirksamkeit (Effektivität) der Umweltmaßnahmen erhöht und ggf. das Verhältnis 
von Maßnahmenkosten zum ökologischen Nutzen2 verbessert werden (Galler/von Haa-
ren/Albert 2013; Galler/von Haaren/Albert 2015). Diese Maßnahmenoptimierung erfor-
dert eine Koordination der Umweltfachplanungen. Ein Koordinationsbedarf entsteht, weil 
die Umweltplanung in Deutschland sektoral organisiert ist und damit die Zuständigkeiten 
und Kompetenzen (Planungszuständigkeiten und Umsetzungsinstrumente) auf unter-
schiedliche Behörden und Organisationen verteilt sind. Dies bedingt, dass 

a)	 Umweltinformationen nicht in einer Weise zusammengeführt werden, die eine Iden-
tifizierung und Bewertung von Multifunktionalität erlaubt (Galler/Gnest 2011),

b)	 vorrangig sektorale Umweltziele verfolgt werden (von Haaren/Moss 2011),

c)	 zur Umsetzung der Ziele vorrangig Instrumente im eigenen Zuständigkeitsbereich 
gewählt werden (von Haaren/Moss 2011).

Der Beitrag zeigt zunächst das Optimierungspotenzial einer integrierten, koordinierten 
Planung von Umweltmaßnahmen auf. Galler, von Haaren und Albert (2013) haben eine 
Methode zur Bewertung multifunktionaler Effekte von Umweltmaßnahmen entwickelt 
und für zunächst vier Landschaftsfunktionen bzw. Umweltziele für das Gebiet des Land-
kreises Verden angewandt. Anhand der Ergebnisse dieser Untersuchung wird deutlich, 
inwieweit multifunktionale Maßnahmeneffekte optimiert und dadurch die Maßnahmen-
effektivität sowie die Kosten- oder Flächeneffizienz erhöht werden können (Kap. 2).

In Kapitel 3 geht der Beitrag dann auf den Koordinationsbedarf sowie auf bestehende 
Koordinationsdefizite und -ansätze innerhalb der Umweltplanung ein. Folgende Hand-
lungsfelder werden betrachtet:

�� Informationsmanagement/Koordination von Umweltinformationen.

�� Inhaltlich-räumliche Koordination der Umweltmaßnahmen, die entweder in Fach-
plänen vorgeschlagen werden3 oder Gegenstand von Förderprogrammen sind. Der 
Bedarf sowie Ansätze einer Koordination von Maßnahmen, um deren (multifunktio-
nale) Wirkungen zu optimieren, werden für den Handlungsbereich diffuser Stoffein-
träge in Grund- und Oberflächengewässer aufgezeigt.

2 Als „ökologischer Nutzen“ wird hier der Beitrag zur Erreichung der Umweltziele verstanden. Dabei wird 
(vereinfachend) davon ausgegangen, dass alle (sektoralen) Umweltziele (Optimierung jeweils einer Land-
schaftsfunktion) gleichrangig sind, also jede Landschaftsfunktion bzw. jedes sektorale Umwelt(teil)ziel glei-
chermaßen zum ökologischen Nutzen beiträgt.

3 Dies sind insbesondere Maßnahmenprogramme nach § 82 WHG sowie Hochwasserrisikomanagement 
der Wasserwirtschaft (§75f WHG), Landschaftsplanung als Fachplanung des Naturschutzes inkl. einzelner 
Fachkonzepte (wie Biotopverbund, Natura 2000).
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�� Koordinierter Einsatz sektoraler Umsetzungsinstrumente („strategische“ Koordina-
tion). Die „strategische“ Ebene behandelt die Frage, über welche Instrumente der 
verschiedenen Umweltpolitiken (z.  B. marktwirtschaftliche Anreizinstrumente wie 
Förderprogramme, ordnungsrechtliche Instrumente) die Umweltmaßnahmen umge-
setzt werden können und inwieweit diese Instrumente eine Steuerung zur Optimie-
rung der Maßnahmeneffekte ermöglichen.

Damit greift der Beitrag die vom ARL-Arbeitskreis „Wasser und Raumplanung“ identi-
fizierten Handlungsfelder (vgl. von Haaren/Galler 2011: 193 f.) auf und führt diese weiter 
aus.

2	 Methode zur Optimierung multifunktionaler Effekte 				  
	 von Umweltmaßnahmen und Ergebnisse einer Fallstudie
2.1	 Methode

Ansätze zur systematischen Erfassung und Bewertung der Multifunktionalität von Land-
schaft oder multifunktionaler Maßnahmeneffekte betrachten zum Teil nur einzelne Funkti-
onen (wie die oben zitierten). Umfassendere Ansätze wurden v. a. modellbasiert entwickelt 
und ermöglichen einen Überblick insbesondere in überregionalen Betrachtungsräumen 
(Chan/Shaw/Cameron et al. 2006; Jordan/Nicholas/Slotterback et al. 2011; Waldhardt/
Bach/Borresch et al. 2010; Bateman/Harwood/Mace et al. 2013; Ruijs/Wossink/Korte-
lainen et al. 2013). Einen im Rahmen der Umweltplanungen auf Basis vorliegender Daten 
anwendbaren Ansatz haben Galler, von Haaren und Albert (2013; Galler/von Haaren/ 
Albert 2015) vorgestellt. Dieser wird hier verwendet, um das Potenzial zur Optimierung 
multifunktionaler Maßnahmeneffekte (des ökologischen Nutzens) sowie deren Bedeu-
tung für die Maßnahmeneffizienz darzustellen.

Die Maßnahmeneffekte wurden zunächst jeweils für einzelne Landschaftsfunktionen 
bzw. Umweltziele (Wasserschutz, Erosionsschutz, Klimaschutz und Biodiversität) in jeweils 
geeigneten (unterschiedlichen) Maßeinheiten quantifiziert (z. B. Wasserschutz als Reduk-
tion des Stickstoff-Inputs in kg N*a, Wirkungen für die Biodiversität als Aufwertung des 
Biotopwertes [NLWKN 2012] in Wertpunkten). Dazu wurden in der Umweltplanung gän-
gige Methoden verwendet. Für jede Landschaftsfunktion wurde ein auf den Planungsraum 
bezogenes sektorales Umweltqualitätsziel (UQZ) definiert (z. B. die im Planungsraum an-
gestrebte N-Reduktion zur Erreichung des in der EU-Grundwasserrichtlinie vorgegebenen 
Richtwertes). Um die Effekte für die verschiedenen Landschaftsfunktionen vergleichbar zu 
machen, wurden diese relativ als erreichter Anteil des regionalen UQZ dargestellt (z. B. 
Prozent der Zielerreichung des UQZ für den Wasserschutz von insges. 1.500.000 kg*a 
für die Beispielregion). Die gesamthaften (multifunktionalen) Maßnahmeneffekte (für alle 
Landschaftsfunktionen) wurden als anteilige Gesamt-Zielerreichung4 dargestellt. Bei einer 
Gesamt-Zielerreichung von 100 % wären alle vier sektoralen Ziele vollständig erfüllt. Die 
anteilige Gesamt-Zielerreichung quantifiziert – grob vereinfachend – den ökologischen 
Nutzen. Der gesamthafte ökologische Nutzen wurde somit unabhängig davon bewertet, 
welches UQZ zu welchem Anteil erreicht wird. Auf die Festlegung eines bestimmten Ver-
hältnisses der sektoralen Zielerreichungen oder spezifischer sektoraler Mindestzielerrei-
chungen für die Planungsregion wurde (zunächst) verzichtet.

4    



Koordinationsbedarf in der Umweltplanung 

158

Die Effizienz von Maßnahmen wird zum einen durch den ökologischen Nutzen, zum 
anderen durch die Mittel bestimmt, die aufgewendet werden müssen (Kosten bzw. Flä-
chenbedarf). Es müssen daher immer beide Komponenten erhoben werden, um Effizienz 
zu bestimmen (Wätzold 2008: 9). Die hier vorgestellte Methode bezieht ausschließlich 
Produktionskosten ein, Transaktionskosten werden nicht berücksichtigt.

Zur Ermittlung des Mehrwertes einer sektor- bzw. fachplanungsübergreifend koordi-
nierten Planung von Umweltmaßnahmen gegenüber einer unkoordinierten, sektoralen 
Planung wurden für den Planungsraum Szenarien mit a) unkoordinierten, sektoral opti-
mierten Umweltmaßnahmen und b) koordinierten, integrierten Maßnahmenkonzepten 
entwickelt und verglichen (vgl. Abb. 1). Sie integrieren jeweils eine Auswahl geeigneter 
Maßnahmen. Die sektoralen Maßnahmenkonzepte wurden auf die optimale Erreichung 
des jeweils relevanten regionalen Umweltqualitätsziels (UQZ) ausgelegt. Für die integrier-
ten Szenarien wurde derselbe Katalog an Maßnahmentypen verwendet, allerdings wurden 
auf Flächen, auf denen ein Handlungsbedarf für mehrere Landschaftsfunktionen besteht, 
gezielt multifunktionale Maßnahmen verortet, die diesen Handlungsbedarf möglichst 
umfassend abdecken. Bei begrenzten finanziellen Mitteln (Szenarien I1, I2) wurden die 
i. d. R. teureren und die Landnutzung stärker reglementierenden multifunktionalen Maß-
nahmen auf solche Flächen gelenkt, die einen Handlungsbedarf für mehrere Landschafts-
funktionen aufweisen und auf denen sich die potenziellen multifunktionalen Maßnah-
meneffekte auch tatsächlich entfalten. Zum Beispiel wurde eine Umwandlung von Acker 
in extensives Grünland auf Flächen verortet, auf denen sowohl für den Wasserschutz oder 
Erosionsschutz wie auch für Klimaschutz oder Biodiversität ein Handlungsbedarf besteht, 
während auf Flächen, die nur für den Wasser- oder Erosionsschutz relevant sind, vorrangig 
produktionsintegrierte Maßnahmen implementiert wurden.

Ermittelt wurden die jeweils in den Szenarien absolut erzielten Effekte auf die betrach-
teten Landschaftsfunktionen (beabsichtigte, (sektoral) intendierte Effekte für eine spezifi-
sche Landschaftsfunktion sowie (nicht beabsichtigte) multifunktionale Effekte auf andere 
Landschaftsfunktionen), der Umfang der beanspruchten Flächen und die Maßnahmen-
kosten (Herstellungskosten anhand durchschnittlicher Kosten für die Maßnahmentypen). 
Auf dieser Grundlage konnten Aussagen getroffen werden

�� zum ökologischen Nutzen / Effektivität (quantifiziert als anteilige Gesamt-Zielerrei-
chung (% UQZ (gesamt)),

�� zur Flächeneffizienz / Zielerreichung je Flächeneinheit (quantifiziert als Anteil an der 
Gesamt-Zielerreichung (% UQZ (gesamt)), die auf einer Maßnahmenfläche von 1.000 
ha erzielt wird),

�� zur Kosteneffizienz / Kosten für die Erzielung eines bestimmten Anteils der Gesamt-
Zielerreichung (quantifiziert als € je 1 % UQZ (gesamt)

der verschiedenen Maßnahmenkonzepte (Szenarien) sowie spezifischer Maßnahmen-
typen.
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Abb. 1:	Übersicht über das Vorgehen zur Quantifizierung multifunktionaler 			 
	 Maßnahmeneffekte und über die Szenarien (Szenario-Alternativen 			 
	 mit einem finanziellen Rahmen von jeweils 40 Mio. € in 10 Jahren)

Quelle: Galler/von Haaren/Albert 2013, verändert
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2.2	 Ergebnisse

In der Untersuchung konnte nachgewiesen werden, dass mit einem integrierten Maßnah-
menkonzept gegenüber unkoordinierten sektoralen Maßnahmenplanungen (und den 
hier zufällig auftretenden multifunktionalen Wirkungen) ein Mehrwert verbunden ist, der 
sich je nach Ausrichtung in einer Optimierung der Maßnahmeneffekte, einer Erhöhung 
der Flächeneffizienz (Reduzierung der erforderlichen Maßnahmenfläche) oder einer Er-
höhung der Kosteneffizienz (Reduzierung des Mitteleinsatzes bzw. Erhöhung der Effek- 
tivität bei gleichen Kosten) äußern kann. Für das Fallbeispiel des LK Verden konnte durch 
integrierte Planung vor allem die für Umweltmaßnahmen benötigte Fläche deutlich redu-
ziert werden. Die Kosteneffizienz wurde gegenüber einer unkoordinierten Planung um 
fast 40 % verbessert. Im Einzelnen wurden folgende Effekte quantifiziert:

�� Insgesamt summieren sich im integrierten Szenario bei kosteneffizienter Maßnah-
menausrichtung (I2) die mit 40 Mio. € (in 10 Jahren) erreichbaren Umweltziele auf 
rund ein Drittel des für die Region angestrebten Zielwertes (~33 % UQZ (gesamt); vgl. 
Abb. 2). Im unkoordinierten Szenario mit einer gleichmäßigen Mittelzuweisung auf 
die Umweltsektoren (S1; je 10 Mio. € für Erosionsschutz, für Wasserschutz, für Klima- 
und für Arten-/Biotopschutz) werden nur rund ein Fünftel der insgesamt für die Pla-
nungsregion angestrebten Umweltziele erreicht (~20 % UQZ (gesamt)). Somit kann 
bei integrierter Planung mit kosteneffizienter Ausrichtung bei gleichem Mitteleinsatz 
eine um rund 13 Prozentpunkte höhere Gesamt-Zielerreichung erzielt werden als bei 
unkoordinierter sektoraler Planung (Steigerung der Gesamt-Zielerreichung um rund 
60 %). Die Kosten je 1 % Gesamt-Zielerreichung sind damit um rund 40 % geringer. 
Gegenüber dem unkoordinierten Szenario mit ungleichmäßiger Mittelzuteilung auf 
die Umweltsektoren (S2) kann die Kosteneffizienz durch integrierte Planung sogar um 
rund 60 % verbessert werden. Auch die Flächeneffizienz ist in der integrierten Szena-
rio-Alternative I2 höher als in den unkoordinierten Szenario-Alternativen S1 und S2 
(vgl. Abb. 3).

�� Bei Optimierung der Flächeneffizienz im integrierten Szenario (Alternative I1) kann 
mit 4,4 % UQZ (gesamt) je 1.000 ha eine fast 5-mal höhere Flächeneffizienz erzielt 
werden als in der unkoordinierten Szenario-Alternative S1, gegenüber der Szenario-
Alternative S2 ist die Flächeneffizienz 2 3/4-mal höher (Abb. 3). Die Maßnahmenfläche 
wird auf nur 1.912 ha reduziert. Allerdings sind die insgesamt mit 40 Mio. € erziel-
ten Umweltziele (8,5 % UQZ (gesamt)) bei dieser flächeneffizienten Ausrichtung der 
Maßnahmenplanung deutlich geringer als in allen anderen Szenario-Alternativen. 
Die Kosten für ein flächeneffizient ausgerichtetes Maßnahmenkonzept sind also ver-
gleichsweise hoch – bezogen auf 1 % Gesamt-Zielerreichung sind die Kosten nahezu 
4-mal höher als bei einer am Kriterium der Kosteneffizienz ausgerichteten integrierten 
Maßnahmenplanung (letztere favorisiert diejenigen Maßnahmen mit den geringsten 
Kosten je 1 % Gesamt-Zielerreichung, unabhängig vom Ausmaß ihrer Flächeninan-
spruchnahme). Die absolute Zielerreichung bei einem Mitteleinsatz von 40 Mio. € / 
10 Jahre (und somit auch die Kosteneffizienz) ist im unkoordinierten Szenario höher, 
weil die kostengünstigen sektoralen Maßnahmen für den Wasser- und Erosionsschutz 
zu einer hohen Gesamt-Zielerreichung beitragen.
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Abb. 2:	 Vergleich der unkoordinierten Szenario-Alternativen (S1, S2) und der integrierten 
	  Szenario-Alternativen (I1, I2) mit jeweils begrenztem Mitteleinsatz von 40 Mio. € 
 	  (in 10 Jahren) – anteilige Erreichung sektoraler Umweltziele sowie gesamthafter 
	  ökologischer Nutzen (dargestellt als anteilige Gesamt-Zielerreichung) (in Prozent)

Quelle: Eigene Darstellung
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Abb. 3:	 Vergleich der unkoordinierten Szenario-Alternativen (S1, S2) und der integrierten  
	  Szenario-Alternativen (I1, I2) mit jeweils begrenztem Mitteleinsatz von 40 Mio. € 
	  (in 10 Jahren) – Flächeneffizienz (dargestellt als anteilige Gesamt-Zielerreichung (%) 
	  je 1.000 ha Maßnahmenfläche) und Kosteneffizienz (dargestellt als Maßnahmen- 
	  kosten in Mio. € je 1 % Gesamt-Zielerreichung)

Quelle: Eigene Darstellung

Insgesamt konnte im Fallbeispiel festgestellt werden, dass durch eine integrierte Maß-
nahmenplanung insbesondere Synergieeffekte für den Arten- und Biotopschutz erzielt 
werden können. Bei einer kostenoptimierten Ausrichtung integrierter Maßnahmen kön-
nen die Effekte für die Biodiversität deutlich erhöht werden. Ein nachteiliger Trade-off für 
andere sektorale Umweltziele ergibt sich dadurch nicht – alle anderen sektoralen Umwelt-
ziele profitieren (in geringerem Umfang) ebenfalls (vgl. Abb. 2). Weiterhin wurde deutlich, 
dass Managementstrategien nicht gleichzeitig in Bezug auf die Flächeninanspruchnahme 
für Umweltmaßnahmenflächen und die Maßnahmenkosten optimiert werden können, da 
flächeneffiziente Maßnahmenkonzepte in der Regel nicht kosteneffizient sind. Es wird da-
her von Fall zu Fall (je nach Flächenverfügbarkeit im Planungsraum) zu entscheiden sein, ob 
Maßnahmenkonzepte eher kosten- oder eher flächeneffizient ausgerichtet werden sollen. 
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Insbesondere für die Kompensation von Eingriffen ist häufig die Flächeninanspruchnah-
me für Kompensationsmaßnahmen entscheidend (vgl. z. B. Begründung zum Entwurf der 
Bundeskompensationsverordnung) und damit die Optimierung der Maßnahmeneffekte 
pro Flächeneinheit ein wesentliches Kriterium zur Auswahl geeigneter Maßnahmen. Bei 
Agrarumweltprogrammen geht es hingegen auch um eine gleichmäßige Verteilung der 
Fördermittel in die Regionen und mitunter gerade darum, einen hohen Anteil der land-
wirtschaftlichen Fläche zu integrieren (Uthes/Mathdorf/Müller et al. 2010: 507), sodass 
hier vorrangig die Kosteneffizienz als Optimierungskriterium zu berücksichtigen ist.

Abb. 4:	 Spanne und Mittelwert der Flächen- und Kosteneffizienz ausgewählter  
	  Maßnahmen in der Beispielregion Landkreis Verden, je nach ihrer räumlichen 	
	  Lage (in Relation zum jeweiligen Minimum)

Bei Implementierung eines bestimmten Maßnahmentyps kann bei gleichen Kosten mit 
derselben Maßnahme eine höhere Zielerreichung erzielt werden, wenn die Maßnahme 
auf Flächen mit höherer und für die potenziellen Maßnahmenwirkungen passfähiger Mul-
tifunktionalität gelenkt wird. Die potenziellen Effizienzgewinne durch räumliche Steu-
erung sind für ausgewählte Maßnahmen in Abb. 4 dargestellt. Insbesondere die Klima-
schutzmaßnahmen (Moorregeneration, extensive Grünlandnutzung auf hydromorphen 
Böden zur Reduktion landnutzungsbedingter CO2-Emissionen aus dem Boden) können 
hohe multifunktionale Effekte für alle anderen Umweltziele erbringen. Dazu sind inner-
halb der potenziell geeigneten Maßnahmenkulisse vorrangig dort Maßnahmen umzuset-
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zen, wo auch ein entsprechender Handlungsbedarf für die anderen Umweltziele bzw. 
Landschaftsfunktionen besteht. Die Klimaschutzmaßnahmen können hier als Leitmaßnah-
men herangezogen werden, die die Umsetzung der anderen Umweltbelange integrieren. 
Durch die sektorspezifischen Maßnahmen zur Umsetzung der anderen Umweltziele erge-
ben sich hingegen nur geringe Synergiewirkungen für den Klimaschutz (CO2). Generell an-
zunehmende Synergiewirkungen zwischen Klima- und Naturschutz traten im Fallbeispiel 
nur in relativ geringem Umfang auf, insbesondere weil das Biotopentwicklungskonzept 
aus dem Landschaftsrahmenplan ultimativ als sektorales Ziel (Biodiversität) übernommen 
und keine alternativen Entwicklungsziele und entsprechende Maßnahmenalternativen 
betrachtet wurden. Dies macht deutlich, dass die Darstellung von Ziel- und Maßnah-
menalternativen in (Landschafts-)Plänen als Informationsgrundlage für die Entwicklung 
multifunktionaler Maßnahmen wichtig ist.

Andererseits können durch die integrierte Maßnahmenplanung negative Effekte auf 
andere Landschaftsfunktionen vermieden werden. Ein Trade-off-Effekt entsteht z.  B., 
wenn zur Förderung eines Umweltziels eine im Sinne anderer Umweltziele nicht nach-
haltige Landnutzungsform gefördert wird. Im integrierten Maßnahmenkonzept werden 
daher zum Beispiel sektorale Wasser- oder Erosionsschutzmaßnahmen nicht auf Flächen 
(z. B. Moorstandorten) vorgeschlagen, auf denen sie mit Klima- oder Arten- und Biotop-
schutzaspekten in Konflikt treten. Mit der Umsetzung nutzungsintegrierter Wasser- oder 
Erosionsschutzmaßnahmen auf Moorstandorten würde eine landwirtschaftliche Nutzung 
gefördert, die mit hohen CO2-Emissionen verbunden ist.

3	 Handlungsfelder für eine Koordination
3.1	 Informationsmanagement

In der deutschen Umweltverwaltung liegen differenzierte Daten zu den Schutzgütern und 
Landschaftsfunktionen aus unterschiedlichen Erfassungs- und Überwachungsprogram-
men vor. Dieser Datensatz verteilt sich auf eine Vielzahl von Behörden und Körperschaf-
ten und ist sektoral auf unterschiedliche Umweltfachverwaltungen und die räumliche 
Gesamtplanung, vertikal in unterschiedliche Planungsebenen sowie entsprechend der 
administrativen Grenzen auf die Gebietskörperschaften aufgeteilt (vgl. Galler/Gnest 2011: 
118 ff.). Diese Umweltinformationen werden i. d. R. nicht in einer Weise zusammengeführt, 
die Aussagen über multifunktionale Effekte ermöglicht. In der Planungspraxis werden Ent-
scheidungen daher in Bezug auf Synergien blind getroffen oder es werden nur wenige 
ausgewählte Nebeneffekte berücksichtigt.

Es gibt jedoch bereits Koordinationsmechanismen, die im Sinne einer multifunktiona-
len Planung optimiert werden sollten:

�� Mit der Strategischen Umweltprüfung ist die Pflicht zur Berücksichtigung negativer 
Umweltwirkungen auch in der Umweltplanung verankert. Die SUP umfasst aber 
i. d. R. nicht die Betrachtung des „entgangenen Nutzens“ und behandelt mögliche Sy-
nergien nur pauschal und wenig differenziert bzw. nicht quantifiziert.

�� Die Landschaftsplanung ist mit ihrem querschnittorientierten und umweltmedien-
übergreifenden Auftrag ein Instrument zur Koordination von Umweltbelangen. Für 
die inhaltliche Koordination ist die in § 9 (5) BNatSchG verankerte Pflicht zur Berück-
sichtigung der Landschaftsplanung in Planungen und Verwaltungsverfahren wesent-
lich. Die Landschaftsplanung hält Umweltinformationen auf übergeordneten (lan-
desweit und/oder für Planungsregionen) und örtlichen Planungsebenen vor (§ 10f 
BNatSchG). Sie liefert bereits weitgehend die erforderlichen Grundlageninformati-
onen für eine integrierte, multifunktionale Umweltplanung. Einige Landschaftsfunk-
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tionen, wie insbesondere den Klimaschutz, integriert die Landschaftsplanung bisher 
jedoch nur unzureichend. Andere Landschaftsfunktionen, wie die Retentionsfunkti-
on, das Grundwasserdargebot und die Oberflächengewässer, bearbeitet die Land-
schaftsplanung traditionell, die verwendeten Methoden sind jedoch z. T. nicht mehr 
anschlussfähig an das wasserwirtschaftliche Planungssystem und die hier vorgegebe-
nen methodischen Anforderungen, die sich im Zuge der Umsetzung von WRRL und 
EU-Hochwasserrichtlinie etabliert haben.

Chancen für eine routinemäßige Datenvorhaltung und bessere Datenzugänglichkeit 
verspricht zudem das Umweltinformationsgesetz (Umsetzung der Aarhus-Konvention in 
deutsches Recht). Es regelt den Zugang zu Umweltinformationen für die Öffentlichkeit 
und fördert gleichzeitig die Transparenz, einfache, digitale Datenweitergabe und Zugäng-
lichkeit für andere Fachplanungen. Die INSPIRE-Richtlinie standardisiert Metainformatio-
nen für digitale Daten. Sie verbessert die Verwendbarkeit digitaler Daten durch Dritte und 
erleichtert den digitalen Datenaustausch.

Nichtsdestotrotz verbleiben Hemmnisse für eine integrierte Datenhaltung bzw. ein 
sektorübergreifendes Umweltinformationsmanagement. Diese liegen u.  a. in ungenü-
gend standardisierten Methoden und Darstellungsformen in der Landschaftsplanung. Die 
Bundesländer verfolgen hier unterschiedliche Standards, z. T. gibt es auch bereits inner-
halb eines Bundeslandes deutliche Unterschiede. Demgegenüber sind für andere Um-
weltfachplanungen spezifische und mit anderen Sektorplanungen z. T. nicht kongruente 
Anforderungen rechtlich vorgegeben. So haben detaillierte Vorgaben zu Erfassungs- und 
Bewertungskriterien der WRRL (Anhang V), konkretisiert in der RL 2008/105/EG (Um-
weltqualitätsnormen im Bereich der Wasserpolitik), die Standardisierung innerhalb der 
Wasserwirtschaft gefördert und zu einer weitgehend einheitlichen Berichterstattung bei-
getragen. Sie erschweren jedoch die Kompatibilität mit Methoden anderer Umweltpla-
nungsbereiche, insbesondere der Landschaftsplanung.

Bisher erfolgt weder in der Landschaftsplanung noch in anderen Umweltfachplänen 
eine systematische Erfassung und Darstellung der Multifunktionalität der Landschaft oder 
potenzieller multifunktionaler Maßnahmeneffekte. Zwar verwenden Landschaftsplaner 
das generierte Wissen über die verschiedenen Landschaftsfunktionen für die eigene Ziel- 
und Maßnahmenplanung, die häufig – ohne quantitative Analysen – intuitiv multifunkti-
onal ausgerichtet wird (von Haaren/Galler 2012). Dieses Wissen wird aber für Dritte (wie 
andere Umweltplanungen) bisher nicht systematisch ausgewertet und zur Verfügung ge-
stellt.

Es bietet sich also an, die Landschaftsplanung als Umweltinformationssystem anzule-
gen, das für alle Umweltplanungen und auch zur Erfassung und Bewertung multifunktio-
naler Effekte und Trade-offs in der SUP nutzbar ist. Daraus ergeben sich folgende inhaltli-
che Anforderungen für die Landschaftsplanung:

�� Landschaftsplanung sollte alle für den Schnittbereich der Umweltplanungen relevan-
ten Landschaftsfunktionen integrieren. Insbesondere die Wasserwirtschaft stellt im 
Rahmen der Bewirtschaftungsplanung und des Hochwasserrisikomanagements Um-
weltdaten bereit, die in der Landschaftsplanung für die naturschutzfachliche Bewer-
tung herangezogen werden sollten. Anstelle einfacher, überschlägiger Bewertungs-
verfahren (z. B. zur Bewertung der Retentionsfunktion) können so modellbasierte 
Methoden/Daten integriert werden, die differenziertere Aussagen und Prognosen 
ermöglichen. Auf dieser Basis abgeleitete Erfordernisse und Maßnahmen haben mit-
unter größere Chancen, in anderen (Umwelt-)Planungen Berücksichtigung zu fin-
den. Letztlich müssen die Umweltinformationen der Landschaftsplanung ihrerseits 
fachliche Anforderungen anderer (Umwelt-)Planungen erfüllen und entsprechend 
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passfähig sein, um dort Berücksichtigung zu finden (Heugel/Gassner 2010: 48, Tz. 
202).

�� Landschaftsplanung als eine alle Umweltmedien bzw. Landschaftsfunktionen inte-
grierende Umweltplanung sollte Multifunktionalität quantifizieren und bewerten. 
Dazu kann die von Galler, von Haaren und Albert (2013; 2015) entwickelte Metho-
de um die Bewertung weiterer Landschaftsfunktionen auf Basis vorliegender Daten 
ergänzt und in die Landschaftsplanung integriert werden. Damit könnte die Land-
schaftsplanung eine Informationsgrundlage bieten, um Multifunktionalität bei Ent-
scheidungen zu berücksichtigen und die Effizienzpotenziale über einen koordinier-
ten Einsatz der Umsetzungsinstrumente nutzbar zu machen. Ob letztlich integrierte, 
multifunktionale Maßnahmen oder sektorale Maßnahmen umgesetzt werden, muss 
vor dem Hintergrund der (spezifischen) Produktions- und Transaktionskosten sowie 
der politischen und administrativen Rahmenbedingungen abgewogen werden.

3.2	 Bedarf und Wege einer inhaltlich-räumlichen Koordination 			 
	 der Maßnahmen verschiedener sektoraler Umweltfachplanungen 		
	 am Beispiel des Handlungsbereichs diffuser Stoffeinträge

Die Reduzierung diffuser Stoffeinträge in Grund- und Oberflächengewässer ist ein we-
sentlicher Handlungsbereich unterschiedlicher Umwelt(fach)planungen. Bedarf und 
Ansätze einer inhaltlich-räumlichen Koordination werden für diesen Handlungsbereich 
insbesondere anhand der Verknüpfungen von Planungsinstrumenten, der Kompetenzen 
zur Definition und Konkretisierung der guten fachlichen Praxis der Landwirtschaft (gfP) als 
Mindeststandard sowie von darüber hinausgehenden Maßnahmen deutlich.

Maßnahmenprogramme nach § 82 WHG listen die zur Erreichung des guten Zustands 
der Gewässer geeigneten Maßnahmentypen bzw. Obergruppen von Maßnahmen bezo-
gen auf einen Wasserkörper oder für den Bereich eines Koordinierungsraums (Grundwas-
ser) bzw. einer Planungseinheit (Oberflächengewässer) auf (UFZ 2011). I. d. R. ist weder die 
Maßnahme noch die Verortung (z. B. über eine Maßnahmenkulisse) im Detail festgelegt.5 
Das belässt Spielraum für die Umsetzung, erfordert aber i. d. R. detailliertere Umsetzungs-
planungen.

Für den Bereich der Fließgewässer inklusive gewässernaher Auenbereiche (ökologi-
scher Zustand) werden für ausgewählte Gewässerabschnitte Gewässerentwicklungsplä-
ne (GEPL) erstellt, die die MaßnPro konkretisieren. Diese Maßnahmenpläne integrieren 
neben den Zielen zur Erreichung eines guten Zustands nach WRRL auch die Ziele des 
Naturschutzes und der Erholungsnutzung sowie die Planungsabsichten der Kommune. 
GEPLs eignen sich daher in besonderer Weise dazu, integrierte, multifunktionale Umset-
zungsmaßnahmen zu entwickeln. Sie werden allerdings nicht flächendeckend, sondern 
nur für Fließgewässerkörper und die direkt angrenzenden Ufer- und Auenbereiche zur 
Harmonisierung von Nutzungsinteressen aufgestellt.

Zur Reduzierung diffuser Stoffeinträge in das Grundwasser sind hingegen Maßnahmen 
in der Fläche erforderlich. Für diesen Handlungsbereich gibt es (außerhalb der relativ 
kleinräumigen GEPLs) keine die MaßnPro konkretisierenden Planungen innerhalb der 
Wasserwirtschaft. Die Maßnahmenumsetzung liegt hier überwiegend im Zuständigkeits-
bereich anderer Behörden. Der Grundwasserschutz ist vor allem auf landwirtschaftlichen 

5 Grundsätzlich könnten die Maßnahmen in den Maßnahmenprogrammen differenzierter und raumkonkre-
ter dargestellt werden. Das MaßnPro wird bisher jedoch nicht in dieser Weise genutzt, nicht zuletzt aufgrund 
der Berichtspflicht an die EU sowie der Größe des Planungsraums.
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Flächen umzusetzen. Hier ist ein nutzungsintegrierter Wasser-/Gewässerschutz erforder-
lich, der die Einhaltung der guten fachlichen Praxis der Landwirtschaft sowie ggf. Wasser-
schutzmaßnahmen mit darüber hinausgehenden Nutzungsbeschränkungen umfasst (vgl. 
UFZ 2011: 18).

Die rechtlichen Vorgaben zur gfP im landwirtschaftlichen Fachrecht (durch das Dün-
gemittel- und das Pflanzenschutzgesetz und ergänzende Rechtsverordnungen), im Na-
turschutzrecht und im Bundesbodenschutzgesetz (Plachter/Stachow/Werner 2005; 
Knickel/Janßen/Schramek/Käppel 2001) lassen sich nur z.  T. direkt in flächenkonkre-
te Anforderungen übersetzen (das ist z. B. der Fall für Gewässerrandstreifen nach WHG, 
Abstandsregelungen nach Düngemittel-VO). Insbesondere die im Naturschutzrecht 
(§ 5 BNatSchG) formulierten Anforderungen bedürfen einer flächenscharfen Konkretisie-
rung, um umsetzungs- und kontrollfähig zu sein. Diese Aufgabe kommt der Landschafts-
planung im Zuge der raumbezogenen Konkretisierung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege und der Darstellung von Erfordernissen und Maßnahmen zu (§ 9 
BNatSchG), wird aber derzeit nur zögerlich umgesetzt (Ansätze z. B. in gutachtlichen Land-
schaftsrahmenplänen von Mecklenburg-Vorpommern)6. Eine Konkretisierung der gfP ist 
zudem erforderlich, um weitergehende Maßnahmen (z. B. Agrarumweltmaßnahmen, Ver-
tragsnaturschutz oder produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen nach § 15 Abs. 
3 BNatSchG) von den (nicht förderfähigen) Anforderungen der ordnungsgemäßen Land-
wirtschaft abzugrenzen.

Die Einhaltung der gfP allein reicht zur Erreichung des guten Zustands des Grundwas-
sers und der Oberflächengewässer i. d. R. nicht aus, sodass weitergehende (nutzungsinte-
grierte) Wasserschutzmaßnahmen erforderlich sind (die z. B. über Agarumweltprogramme 
umgesetzt werden können). In besonders sensiblen Bereichen können alternative Nut-
zungsformen bzw. die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung zugunsten von Natur-
schutzflächen oder Wald eine Option sein. Je nach Maßnahmentyp und räumlicher Lage 
können hier unterschiedliche Synergiewirkungen für andere Zielbereiche bewirkt wer-
den. Die Maßnahmen können z. B. über Vertragsnaturschutz oder im Rahmen von Was-
serkooperationen (in Wasserschutzgebieten) umgesetzt werden.

Es besteht die Gefahr, dass bereits innerhalb eines einzelnen Handlungs- bzw. Zielbe-
reichs, wie z. B. dem Grundwasserschutz, Maßnahmen nicht optimal koordiniert werden. 
Dies kann dazu führen, dass unter Effektivitäts- und Effizienzgesichtspunkten keine opti-
male Maßnahmenkombination und -Allokation erfolgt.

Mögliche multifunktionale Effekte bleiben bei der Konzeption der Maßnahmen im 
Zuge der Bewirtschaftungsplanung (Erstellung der MaßnPro) wie auch bei der Umsetzung 
im Rahmen der Agrarumweltprogramme weitgehend unberücksichtigt. In der Auswertung 
der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme wurde festgestellt, dass Aspekte 
des Naturschutzes, des Klimawandels sowie des Meeres- und Hochwasserschutzes in die 
Maßnahmenplanung mit eingebunden werden müssen (UFZ 2011: 19). Die Landschafts-
planung als alle Umweltziele integrierende und querschnittsorientierte Planung wird bis-
her i. d. R. nicht in die Umsetzung der in Maßnahmenprogrammen aufgeführten Wasser-/
Gewässerschutzmaßnahmen eingebunden oder für eine Koordination der Umsetzungs-
maßnahmen genutzt. Das Potenzial der Landschaftsplanung, Synergien und Trade-offs 
von Wasser-/Gewässerschutz und anderen Umweltzielen bzw. Umwelthandlungsberei-
chen zu identifizieren und integrierte Maßnahmen zu entwickeln, bleibt ungenutzt. So 
könnte eine flächendeckende und planungsebenenübergreifende Landschaftsplanung 

6 http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/natur/landschaftsplanung_portal/glrp_ 
ueberblick.htm
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die allgemeinen Ziele sowie Maßnahmen der MaßnPro für die Region und die einzelne 
Kommune konkretisieren. Aufgrund ihres querschnittsorientierten und integrierenden 
Charakters könnten im Rahmen der Landschaftsplanung Synergien und Konflikte mit an-
deren Zielbereichen des Umwelt- und Naturschutzes identifiziert und Maßnahmen zur 
Optimierung der Multifunktionalität koordiniert werden.

Neben dieser inhaltlichen Koordination der Umweltmaßnahmen ist ein koordinierter 
Einsatz der Umsetzungsinstrumente erforderlich, um die Umweltziele umfassend umzu-
setzen.

3.3	 Bedarf und Wege eines koordinierten Einsatzes (sektoraler) 			 
	 Umsetzungsinstrumente

Die verschiedenen Umweltbehörden verfügen jeweils über ein eigenes Set an Umset-
zungsinstrumenten. Dazu zählen marktwirtschaftliche Instrumente wie Förderprogramme 
im Rahmen der Agrarpolitik/ELER (Agrarumweltmaßnahmen, CC, Mittel zur Umsetzung 
von Natura 2000), Mittel aus dem „Wasserpfennig“ in Wassergewinnungsgebieten und 
Vertragsnaturschutz sowie ordnungsrechtliche Instrumente des Wasser- und Naturschutz-
rechts wie der Flächenschutz (z. B. Ausweisung von Nationalparken, Biosphärenreserva-
ten, Naturschutzgebieten oder Landschaftsschutzgebieten durch Naturschutzbehörden, 
Ausweisung von Wasserschutzgebieten durch Wasserbehörden). Darüber hinaus stehen 
Mittel aus Nutzungsgebühren nach Wasserrecht sowie aus der Eingriffsregelung (v. a. Kom-
pensationspools, Ersatzgeld) für Umweltmaßnahmen zur Verfügung.

Ein bestimmtes Umwelt(handlungs)ziel (z. B. die Reduzierung diffuser Stoffeinträge in 
Grund- und Oberflächengewässer innerhalb des Planungsraums) kann i. d. R. mit unter-
schiedlichen Instrumenten umgesetzt werden, z. B. über Agrarumweltprogramme oder/
und aus Mitteln des „Wasserpfennigs“ oder/und durch Vertragsnaturschutz (letzteres 
sofern gleichzeitig weitere Naturschutzziele auf der Fläche verfolgt werden). Diese Inst-
rumente können alternativ oder additiv zum Einsatz kommen (zur Reduzierung diffuser 
Stoffeinträge ist eine Anwendung mehrerer unterschiedlicher Umsetzungsinstrumente 
geboten). Die verschiedenen Umsetzungswege bzw. -optionen erfordern jeweils unter-
schiedliche Flächeninanspruchnahmen mit unterschiedlich weitreichenden Nutzungs-
einschränkungen sowie unterschiedlich hohe Mittelaufwendungen. Bei entsprechender 
Koordination kann die Wahl der Umsetzungswege strategisch getroffen werden, z. B. um 
den Flächenbedarf für Maßnahmen möglichst gering zu halten, um die Kosten zu mini-
mieren oder um Fördertöpfe zu nutzen, die mit einem umfangreichen Finanzvolumen 
ausgestattet sind.

Die Auswertung der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme hat ergeben, 
dass zukünftig ein effektiverer Gewässerschutz in den Agrarumweltmaßnahmen verankert 
werden sollte (UFZ 2011: 19). Zwar sind in den ELER-Programmen der Länder bereits Was-
serschutzmaßnahmen implementiert. So wurden beispielsweise im Niedersächsischen 
und Bremer Agrarumweltprogramm (NAU/BAU) explizit Wasserschutzmaßnahmen auf-
genommen, die innerhalb einer Maßnahmenkulisse abgerufen werden können. Modell-
untersuchungen (vgl. Kreins/Behrendt/Gömann et al. 2010; www.fgg-weser.de) zeigen 
jedoch, dass diese Maßnahmen weit hinter dem zur Erzielung eines guten Zustands erfor-
derlichen Maßnahmenumfang zurückbleiben. Auch sind die Kulissen großräumig und nur 
bedingt für eine Feinsteuerung der Maßnahmen im Sinne einer Optimierung der Maßnah-
meneffekte bzw. einer Flächen- oder Kosteneffizienz geeignet.
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Bereits innerhalb eines Förderinstrumentariums wie ELER entsteht ein hoher Koordina-
tionsbedarf, weil eine Vielzahl unterschiedlicher Behörden und Akteure in die Programm-
erstellung und Umsetzung eingebunden sind (vgl. Beitrag Weingarten in diesem Band). So 
werden beispielsweise spezielle Naturschutzmaßnahmen von der Naturschutzbehörde 
konzipiert und in die Agrarumweltprogramme der Länder eingebracht. Ein Beispiel ist hier 
das Kooperationsprogramm Naturschutz in Niedersachsen, das in das NAU/BAU baukas-
tenartig integriert ist, sodass Maßnahmenkombinationen z. B. mit Wasserschutzmaßnah-
men möglich sind. Eine inhaltlich-räumliche Koordination der verschiedenen Sektormaß-
nahmen zum Wasser- und Naturschutz fehlt allerdings bisher.

Im Zuge der Anwendung der Vielzahl von Umsetzungsinstrumenten aus unterschied-
lichen Politikfeldern bzw. Umweltplanungsbereichen entstehen „Reibungsverluste“, die 
durch eine sektorübergreifende Koordination verringert werden können. So können Dop-
pelförderungen vermieden werden oder unterschiedliche Instrumente können gezielt auf 
derselben Fläche eingesetzt werden (z. B. „Grundförderung“ einer standortangepassten 
Bewirtschaftung über ein Agrarumweltprogramm und zusätzlich Artenschutzmaßnahmen 
z. B. als produktionsintegrierte Kompensation).

Im Rahmen der Landschaftsplanung kann der Mitteleinsatz koordiniert werden, indem 
Flächen dargestellt werden, die für den Einsatz natur- und landschaftsbezogener Förder-
mittel besonders geeignet sind. Diese Aufgabe ist seit 2010 im Bundesnaturschutzgesetz 
(§ 9 Abs. 3 Nr. 4c BNatSchG) rechtlich verankert, wird aber bisher praktisch nicht wahrge-
nommen. Zukünftig sollte die Landschaftsplanung genutzt werden, um Umsetzungsmög-
lichkeiten wie den ordnungsrechtlichen Flächen- und Objektschutz, Mittel/Maßnahmen 
zur Kompensation von Eingriffen sowie natur- und landschaftsbezogene Fördermittel in-
haltlich und räumlich zu koordinieren. Dazu können Gebietskulissen in den Landschafts-
plänen dargestellt werden, die anderen Umweltplanungen einen Orientierungsrahmen 
bieten.

4	 Diskussion
Das Fallbeispiel des Landkreises Verden zeigt, dass Maßnahmen unterschiedliche und un-
terschiedlich hohe multifunktionale Effekte haben. Die i. d. R. teureren multifunktionalen 
Maßnahmen rechnen sich aus sektoraler Sicht häufig nicht. Bei integrierter Betrachtung 
mehrerer Umweltziele fällt die Bewertung ihres ökologischen Nutzens und ihrer Effizienz 
hingegen deutlich besser aus. Für die Gesamtbilanz der Umwelteffekte sind zudem mög-
liche Konflikte entscheidend. Diese treten (selten) im Sinne sich entgegenstehender Wir-
kungen auf oder ergeben sich (häufiger) als Trade-off-Effekte. Beispielsweise kann die Um-
setzung einer bestimmten (sektoralen) Maßnahme andere Umweltmaßnahmen, die der 
Förderung anderer Umweltziele dienen, ausschließen und dadurch ein möglicher Nutzen 
für andere Umweltziele nicht umgesetzt werden (entgangener Nutzen).

Das Ziel der Koordination innerhalb der Umweltplanung ist es, den ökologischen Nut-
zen sowie die Flächen- oder Kosteneffizienz von Umweltmaßnahmen der Umweltfach-
planungen Naturschutz und Wasserwirtschaft sowie von Umweltmaßnahmen anderer 
Fachplanungen (insbes. der Landwirtschaft) zu verbessern. Koordinationserfordernisse 
erstrecken sich auf verschiedene (inhaltliche) Ebenen:

�� Umweltinformationen, die in den verschiedenen Fachverwaltungen vorliegen, sind 
zusammenzuführen, um mögliche Synergien und Trade-offs zu identifizieren. Auf der 
Grundlage einer überlagernden Darstellung der Funktions- und Handlungsräume für 
die verschiedenen Landschaftsfunktionen bzw. Umweltziele können in den Umwelt-
planungen multifunktionale Maßnahmenoptionen dargestellt werden.
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�� In integrierten Ziel- und Maßnahmenkonzepten können gezielt multifunktionale 
Maßnahmen entwickelt werden. Integrierte Maßnahmenkonzepte können erheb-
lich zu einer flächen- oder kosteneffizienten Umsetzung von Umweltzielen beitra-
gen. Hier geht es neben der Maßnahmenauswahl vor allem um eine Optimierung 
der räumlichen Allokation von Maßnahmen in solche Räume, in denen mit diesen 
Maßnahmen gleichzeitig mehrere Umweltziele gefördert werden können.

�� Koordinationsbedarf besteht auch bei der Frage nach den geeigneten Mitteln für die 
Umsetzung. Maßnahmen können über unterschiedliche marktwirtschaftliche und/
oder ordnungsrechtliche Instrumente implementiert werden. Die Auswahl eines 
oder die Kombination unterschiedlicher Umsetzungsinstrumente, insbesondere sol-
cher im Zuständigkeitsbereich unterschiedlicher Umwelt(fach)planungen, erfordert 
eine sektorübergreifende Koordination. Für eine effektive Maßnahmenumsetzung 
sind insbesondere Möglichkeiten zur räumlichen Steuerung, z. B. über Maßnahmen-
kulissen oder finanzielle Zusatzanreize wie Agglomerations-/Allokationsboni (vgl. 
Drechsler 2012), zu nutzen, um multifunktionale Maßnahmeneffekte zu generieren.

Die Landschaftsplanung erfüllt naturschutzintern bereits die Funktion einer Koordi-
nation von Naturschutzteilzielen und -maßnahmen. Sie sollte darüber hinaus stärker im 
Sinne einer querschnittsorientierten Planung als koordinierende Umweltplanung verstan-
den werden, die Synergien und Konflikte identifiziert und Naturschutzmaßnahmen mit 
Maßnahmen anderer Umweltplanungsbereiche abstimmt. Im Rahmen der Landschafts-
planung kann so eine „Vorkoordination“ der Umweltbelange erfolgen, um die spätere Ab-
wägung in der Raumplanung zu erleichtern.

Die im Fallbeispiel angewandte Methode stellt einen ersten Ansatz zur Bewertung 
multifunktionaler Effekte von Umweltmaßnahmen dar. Eine solche Bewertung (Quanti-
fizierung in Bezug auf für die Planungsregion festgesetzte Umweltqualitätsziele) ist Vor-
aussetzung für die funktionsübergreifende Abschätzung des ökologischen Nutzens (der 
Maßnahmeneffektivität) sowie der Flächen- und Kosteneffizienz. Vereinfachend werden 
in der hier vorgestellten Methode die einzelnen Sektor-/Teilziele bzw. Landschaftsfunkti-
onen gleichrangig behandelt. Es ist aber nicht automatisch davon auszugehen, dass jede 
Landschaftsfunktion mit den jeweils definierten regionalen UQZ zu gleichen Teilen zur 
Erfüllung übergeordneter Umweltziele beiträgt. Auch kann der Umsetzung einzelner Um-
weltziele oder -teilziele in einem Betrachtungsraum eine höhere Priorität zugesprochen 
werden (z. B. vorrangiger Schutz einzelner Arten). Dies würde eine unterschiedliche Ge-
wichtung einzelner Umweltziele bzw. -teilziele rechtfertigen. Die Erreichung der jeweili-
gen sektoralen Umweltziele würde dann zu unterschiedlichen Teilen zum ökologischen 
Nutzen der Maßnahme beitragen. Bisher mangelt es jedoch an einer normativen Setzung 
oder politischen Entscheidung darüber, in welchem Verhältnis die einzelnen Sektor-/Teil-
ziele (bzw. Landschaftsfunktionen) im jeweiligen Planungsraum umzusetzen sind. Zukünf-
tig sollte die Methode zur Bewertung der Multifunktionalität von Maßnahmen daraufhin 
verfeinert werden.

In der diesem Beitrag zugrunde liegenden Untersuchung wurden zur Ermittlung der 
Kosteneffizienz die Herstellungskosten der Umweltmaßnahmen herangezogen. Trans-
aktionskosten wurden hingegen nicht berücksichtigt. Der möglichen Verbesserung der 
Flächen- und (Herstellungs-)Kosteneffizienz von Umweltmaßnahmen, die durch eine 
Koordination in der Umweltplanung erreicht werden kann, sind daher ggf. auftretende 
Transaktionskosten gegenüberzustellen. Sie fallen auf den verschiedenen Ebenen in un-
terschiedlichem Maße an:
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�� Die Identifizierung und Darstellung multifunktionaler Räume und multifunktionaler 
Maßnahmenoptionen ist – wie die im Fallbeispiel angewandte Methode zeigt – weit-
gehend auf der Basis bereits vorliegender Umweltinformationen möglich und daher 
mit einem nur geringen Mehraufwand verbunden. Transaktionskosten entstehen ein-
malig (befristet) für sektorübergreifende Absprachen zu Erfassungs- und Bewertungs-
methoden, Datenformaten und Datenhaltung. Langfristig kann ein sektorübergrei-
fendes Umweltinformationsmanagement zu einer Reduzierung der Kosten führen, 
weil Doppelarbeit (z. B. parallele Datenerhebungen) vermieden werden kann.

�� Für eine räumliche Steuerung der Umweltmaßnahmen (z. B. durch Maßnahmenku-
lissen oder Allokationsboni) können Transaktionskosten anfallen, um Maßnahmen in 
solche Räume zu lenken, in denen multifunktionale Effekte generiert werden können 
(vgl. Drechler 2012, für Agrarumweltprogramme allgemein vgl. Falconer/Dupraz/
Whitby 2001; Uthes/Mathdorf/Müller et al. 2010; Fährmann/Grajewski 2011: 10 f.). 
Hier ist für den jeweiligen Anwendungsfall zu prüfen, ob der dadurch zu erreichende 
Mehrwert die entstehenden Transaktionskosten übersteigt und zu einer effizienten 
Mittelverwendung beiträgt.

�� Eine integrierte Umweltplanung und ein koordinierter Instrumenteneinsatz erfordern 
ein stärkeres Zusammenrücken der Umweltfachplanungen und der relevanten nut-
zungsbezogenen Fachplanungen. Bestehende Koordinationsregeln der (informellen 
und formellen) Aufbau- und Ablauforganisation reichen möglicherweise nicht aus 
(für die Koordination zwischen Naturschutzbehörden und Fachverwaltungen vgl. 
Benz/Koch/Suck et al. 2008: 147 f.). Greiving (2011: 186) schlägt eine quer zu den 
Sektoren (Umwelt(fach)planungen) verlaufende, strategisch ausgerichtete Planungs-
einheit vor (dem Modell der „Projektgruppe“ folgend, aber dauerhaft eingerichtet), 
die die Koordination innerhalb der Umweltplanung verbessern könnte. Dafür fallen 
ggf. Kosten an, die als Transaktionskosten zu berücksichtigen wären.
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